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Änderung des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und der Innovation; 
Vernehmlassung Schweizer Bauernverband (SBV) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrter Herr Tschirren 

Mit Ihrem Schreiben vom 20. September 2019 laden Sie uns ein, zur oben genannten Vorlage Stellung zu neh-
men. Für die uns gegebene Möglichkeit danken wir Ihnen bestens und sind gerne bereit, uns in dieser Angele-
genheit vernehmen zu lassen.  

Der Schweizer Bauernverband begrüsst die vom Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung (WBF) vorgeschlagene Änderung des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und der Innova-
tion (FIFG) grundsätzlich.  

Die Umgestaltung der Innovationsförderung (insb. FIFG Art 18-23) erlaubt dem Bund situativer und flexibler zu 
handeln und somit besser auf die unterschiedlichsten und sich rasch verändernde Bedürfnisse und Anforderun-
gen der mittelbeantragenden Forschungsakteure einzugehen. Dabei begrüssen wir insbesondere: 

 Die höhere Flexibilität bei der Projektförderung, je nach Situation des Umsetzungspartners 

 Innosuisse erhält mehr Kompetenzen und mehr Handlungsoptionen - gleichzeitig aber auch einen klarer 
definierten Rahmen, wie Innovationsförderung umgesetzt werden soll. 

 Die Möglichkeit dynamisch auf sich wandelnde Rahmenbedingungen und Anforderungen sowie Bedürfnisse 
der unterstützten umsetzenden Unternehmen zu reagieren.  

 Eine direkte Start-up/ und Spinn-off-Förderung kann auch für die Wertschöpfungskette der Land- und Er-
nährungswirtschaft positive Effekte generieren: z.B. im Bereich von Smartfarming Projekten. 

 Wir erhoffen uns durch diese Gesetzesänderungen insgesamt eine Stärkung des wissenschaftsbasierten Un-
ternehmertums.  

Die wachsende Weltbevölkerung, der Klimawandel, veränderte Lebens- und Konsumgewohnheiten sind grosse 
gesellschaftliche Herausforderungen, zu deren Bewältigung die Wertschöpfungskette Landwirtschaft und Ernäh-
rung substanziell beitragen muss. Auch in den Fachgebieten dieses Sektors sind Innovation und Forschung auf 
höchstem Niveau unabdingbare Voraussetzung für eine Bewältigung der Probleme im sektoralen und gesamtge-
sellschaftlichen Interesse. Deshalb erwarten wir, dass durch die Novellierung des FIFG keine übermässige Um-
widmung von Innovations- und Forschungsfördermitteln aus dem Bereich der Land- und Ernährungswirtschaft in 
andere Bereiche stattfindet. Wir finden bei der vorgeschlagenen Gesetzesanpassung keine Hinweise, dass eine 
Umwidmung explizit beabsichtigt wäre, sehen aber trotzdem eine gewisse Gefahr für die Landwirtschaft. Näm-
lich zum Beispiel dann, wenn aufgrund der neuen Regeln Mittel aus der für die Landwirtschaft wichtigen Ressort-
forschung in andere Projekte flössen. 
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Die Anpassungen der Bestimmungen über die Reserven des Schweizerischen Nationalfonds (SNF) und der Inno-
suisse erscheinen uns hinsichtlich der Handlungsflexibilisierung im Ablauf der Mittelvergabe konsequent. Indem 
Innosuisse und SNF die Möglichkeit erhalten, die Reserveobergrenze vorübergehend zu überschreiten, können 
sie über die Jahre Schwankungen besser abfedern und auf die sich verändernden Bedürfnisse sowie auf die Qua-
litäts- und Nachfrageschwankungen bei den Fördergegenständen eingehen. Die gewünschte Kontinuität bei der 
inhaltlichen Ausrichtung Forschungsförderung kann damit operativ besser gewährleistet werden. 

Es liegt im Interesse der Landwirtschaft und der gesamten Gesellschaft, dass Forschungs- und Innovationsförde-
rung ein Maximum an positiver Wirkung erzielen. Aus Sicht des SBV kann diese Gesetzesanpassung dazu einen 
Beitrag leisten, weshalb wir sie begrüssen.  

Die flexibleren Möglichkeiten bei der Vergabe von Beiträgen soll aus Sicht des SBV aber mit dem Ziel verbesser-
ter Förderung von erfolgsversprechenden Innovations- und Start-up- -Projekte umgesetzt werden und darf nicht 
zu einem Forschungsmittelabfluss von Aufgaben und Projekten in der Land- und Ernährungswirtschaft in andere 
Sektoren führen. 

Wir hoffen, dass Sie unsere Anliegen berücksichtigen werden und danken Ihnen nochmals für die Möglichkeit 
zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Schweizer Bauernverband 

Markus Ritter Jacques Bourgeois 
Präsident Direktor 
 


